
Bundessozialgericht

- - 9a/9 RVG3/81 -

I m N a m e n d e 5 V o l k e.s

U r t e 1 1

in dem Rechtsstreit

.........................‘O....Ö.OOOOOOO......COOOOOO,

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

......‘OOUÜOOOU......................‘OOOIIOOOOOOOCOO,

Beklagter und Revisionsbeklagter,
beiseladen: ..........................O'OOOOOOQCOIOOOO.

Das Bundessozialgericht, 9a Senat, hat am 27. Januar

1982 ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des
Sozialgerichts Kiel vom 25. Mai 1981 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Sozialgericht zurückverwiesen.
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Die Parteien streiten darüber, ob der beklagte VerSorgungs-

träger der Klägerin — einer Allgemeinen Ortskrankenkasse -
einen Betrag von 2.266‚-- DM ersetzen muß. Diesen Betrag

hatte die Klägerin in der Zeit vom 19. bis zum 28. Mai 1979

für Krankenhausbehandlung des bei ihr versicherten D

Cl (Gl.) an Krankengeld aufgewendet.

Cl. stellte über die Klägerin im August 1979 beim Versorgungs-

amt K einen Antrag auf Versorgung nach dem Gesetz über

die Entschädigung von Opfern von Gewalttaten (OEG). Er trug

vor, er sei - unprovoziert — von Türken überfallen und

durch Fußtritte und Messerstiche verletzt worden. Die

polizeilichen Ermittlungen führten nicht zur Ergreifung der

Täter. —

Mit Bescheid vom 25. Oktober 1979 hat das Versorgungsamt
Kiel den Antrag des Beigeladenen abgelehnt, weil es sich nicht

habe aufklären lassen, ob es sich bei dem Ereignis am 19. Mai

1979 tatsächlich um einen Überfall gehandelt habe. Sollte
es aber einer gewesen sein, so sei er auf jeden Fall vom

Beigeladenen verursacht werden. Gegen diesen Ablehnungs-

bescheid hat der Beigeladene weder Wider5pruch noch Klage

erhoben. ‘ .

Die Klägerin, die ihre Zuziehung zum Verfahren beantragt

hatte, hat eine Ausfertigung dieses Bescheides bekommen.

Mit der Klage hat sie geltend gemacht, sie müsse verhindern,

daß der Bescheid bindend werde; das sei nur durch Klageer-

hebung möglich.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen. In den
Entscheidungsgründen hat es ausgeführt: Die Klage sei unzu-
lässig, weil der Klägerin die Prozeßführungsbefugnis fehle.

Nach @ 19 Abs 1 Satz 2 und Abs 2 des Bundesversorgungs-ß

gesetzes (BVG) könne die Krankenkasse Ersatz für ihre Auf-
wendungen erst nach der Anerkennung der Schädigungsfolgen
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verlangen. Allein die Anerkennung von Folgen einer Schädigung

gebe der Krankenkasse ein selbständiges Klagerecht. Hier

gehe es aber darum, ob überhaupt eine Schädigung, also ein

schädigendes Ereignis, vorliege. Den Streit hierüber könne

nur der Beschädigte führen, ein Klagerecht der Krankenkasse

ergebe sich aus 5 19 BVG nicht. Dies folge zudem daraus,

daß nach dem OEG das BVG nicht direkt, sondern nur ent-

sprechend anwendbar sei. Nicht alle Vorschriften des BVG

seien in Bezug genommen, sondern nur diejenigen, welche die

Leistungen an den Geschädigten regeln. Hierzu gehöre @ 19

BVG nicht. Für diese Lösung spreche Sinn und Zweck des OEG.

Dieses Gesetz habe soziale Härten für die Opfer von Gewalt-

taten ausgleichen oder zumindest verringern wollen. Es sei

aber nicht beabsichtigt gewesen, den Sozialversicherungs-
trägern einen leicht oder leichter durchsetzbaren Anspruch

auf Ersatz der aus Anlaß einer solchen strafbaren Handlung

entstandenen Aufwendungen zu verschaffen. Insoweit sei die

Krankenkasse durch 5 1542 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

ausreichend geschützt. Die Klägerin sei zwar im VerWaltungs—

verfahren beteiligt gewesen; hieraus folge jedoch nicht ihre

Befugnis, selbständig Klage
zu erheben. Die Position der

Klägerin sei abhängig von der Rechtsstellung des Beigeladenen.

Die Kasse müsse sich die Bindungswirkung des Bescheides

entgegenhalten lassen.

Das SG hat die Berufung und die Sprungrevision zugelassen.

Die Klägerin hat Revision unter Vorlage einer Einverständ-

niserklärung des beklagten Landes eingelegt und rügt,

das SG habe der Klägerin zu Unrecht das Klagerecht abge—

sprechen. Da sie den Bescheid des Beklagten als tatbestands-

mäßige Voraussetzung für ihren beabsichtigten Ersatzanspruch

nach 5 19 BVG gegen sich gelten lassen müsse, müsse sie sich

gegen diese Tatbestandswirkung wehren können und sei daher

zur Klage berechtigt. Das gelte auch für den Bereich des OEG.

Dieses Gesetz regele nur die Anspruchsvoraussetzungen, ver-

weise aber im übrigen hinsichtlich der Rechtsfolgen auf das
BVG. " ”
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Die Klägerin beantragt,

1, das Urteil des Sozialgerichts aufzuheben,

2. festzustellen, daß die Revisionsklägerin‘

berechtigt gewesen war, gegen den Be-

scheid des Revisionsbeklagten vom

25° Mai 1979 zu klagen

und

3. die Rechtssache zur Sachentscheidung

an das Sozialgericht Kiel zurückzuver—

weisen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen‚

Der Beigeladene stellt keinen Antrag.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung des Senats

ohne mündliche Verhandlung nach @ 12h Abs 2 des Sozial-

gerichtsgesetzes (SGG) einverstanden.

'II

Die Revision der Klägerin ist begründet; das angefochtene

Urteil ist aufzuheben und die Sache an das SG zurückzuver-

weisen.

Die Klägerin fordert Ersatz für die Heilbehandlung des

Beigeladenen, weil dieser Opfer eines vorsätzlichen,

rechtswidrigen Angriffs (@ 1 OEGvom 11. Mai 1976, BGBl I
S 1181) geworden sei und deshalb Ansprüche auf Versorgung

nach dem BVG habe. Nach 5 19 Abs 1 BVG sind den Kranken-
kassen, die nicht nur nach den Vorschriften dieses Gesetzes

verpflichtet sind, Heilbehandlung zu gewähren, die Auf-

wendungen für Krankenhauspflege, Haushaltshilfe und Heil-
mittel zu ersetzen° Der Ersatz wird gewährt, wenn die Auf-

wendungen durch die Behandlung anerkannter Schädigungs—
folgen entstanden sind. Außerdem ist das Krankengeld

zu erstatten, wenn die Arbeitsunfähigkeit durch eine
anerkannte Schädigungsfolge verursacht worden ist
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' (5 19 Abs 2 BVG). Das SG ist zutreffend davon ausgegangen,
daß im vorliegenden Fall zur Zeit der Behandlung die Folgen
einer Gewalttat noch nicht anerkannt waren. Der beigeladene

Cl. hat aber über die Klägerin einen Antrag auf diese Aner-
kennung gestellt. Dieser Antrag wirkt im Falle der positiven
Entscheidung auf den ersten des Monats zurück, in dem die

Voraussetzungen der Entschädigung erfüllt waren, da er inner-

halb eines Jahres nach der Gewalttat gestellt worden ist
(vgl 9 60 Abs 1 Satz 2 BVG idF des 10. Anpassungsgesetzes
KGV vom 10. August 1978, BGBl I S 1217). Dem steht nicht 5 19

Abs 3 BVG entgegen. Hiérnach wird Ersatz nach 5 19 Abs 1
Satz 1 und Abs 2 BVG erst nach der Anerkennung gewährt,

falls die Gesundheitsstörung bei Beginn der Behandlung noch

nicht als Schädigungsfolge bestätigt war. Diese Gesetzes—

bestimmung hat erkennbar den Sinn, auch für diejenigen Auf-

wendungen Ersatz zu leisten, die in der Zeit nach dem Wirk-

samwerden der Anerkennung gemacht werden sind (BSG SozR 3100

5 19 Nr 7; BSGzu. Juni 1981 —9 RV 38/80 -). Damit wird
dem Umstand Rechnung getragen, daß dem Anerkennungsbescheid

zugleich "Tatbestandswirkung" für eine Erstattung nach

5 19 Abs 1 Satz 1 und Abs.2 BVG zukommt. Erst von der rück—

wirkend erfolgten Anerkennung kann eine Anspruchskonkurrenz
nach den Vorschriften der RVO bzw des BVG in Betracht kommen.

Andererseits kann es nicht zum Nachteil der Klägerin aus—
schlagen, daß der Beigeladene gegen den Bescheid, der eine

Anerkennung von Folgen einer Gewalttat abgelehnt hat, kein\

Rechtsmittel einlegte. Die Klägerin geht nicht aus abgelei-

tetem Recht vor, sondern macht eine eigene Klagebefugnis

geltend. ‘ ‘

Das SG geht zutreffend davon aus, daß die Anerkennung

von Schädigungsfolgen Voraussetzung für den Anspruch

der Krankenkasse ist. Um diese Voraussetzung unabhängig

von der Bereitschaft und dem Tätigwerden des Geschädig-

ten erreichen zu können, muß der Krankenkasse eine

eigene Befugnis der Rechtsverwirklichung eingeräumt werden.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat daher anerkannt, daß die
Krankenkasse zumindest als dem Verfahren Zugezogener

(59 9 und 11 KOVVfG,seit dem1. Januar 1981: 5 12 SGB10)
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selbständig Rechtsmittel gegen den Bescheid einlegen kann

und auch nicht dadurch gehindert wird, daß der Beschädigte

den Bescheid nicht angefochten hat (BSGE34, 289, 290 =

SozR Nr 13 zu 5 19 BVG; vgl auch BSGE 47, 214, 217 =
SozR 3100 5 24 Nr 1). In seinem Urteil vom 17. No-

vember 1981 - 9 RVg 2/81 - hat der erkennende Senat

diese Grundsätze auch auf das Recht der Opferent-

schädigung übertragen. Auch in dem dort entschiedenen

Fall war einstweilen noch keine Anerkennung von Schä-

digungsfolgen ausgesprochen worden. Dabei bedeutet es

keinen durchgreifenden Unterschied, daß dort nicht der

Eintritt einer Schädigung überhaupt in Zweifel gezogen

wurde, sondern darüber Streit bestand, ob der Geschä—

digte durch sein eigenes Verhalten die Schädigung

provoziert hatte und deshalb ein Versagen der Leistung

ihm gegenüber in Betracht kam.

Die grundlegenden Motive des OEG stehen einem Ersatz-

anspruch der Krankenkasse nicht entgegen. Die Ent—

schädigungspflicht der öffentlichen Hand nach dem OEG
wird damit gerechtfertigt, daß der Staat keinen wirk-

samen Schutz vor krimineller Handlung gegen Leib oder

Leben hat geben können (BSGE A9, 98, 101; A9, 104, 105).
Für das Einstehenmüssen des Staates ist es unerheblich,

ob die finanzielle Eel3stung, die er überrehmen soll,
, „

unmittelbar den verletzten Staatsbürger oder mittelbar '

die Versichertengemeinschaft, der er möglicherweise zur
Vorsorge im Krankheitsfall angehört, endgültig trifft.

Zwar sieht das OEG vor, daß Ansprüche entfallen, soweit

aufgrund der Schädigung Ansprüche nach dem BVG oder

nach einem Gesetz, welches das BVG für anwendbar er-

klärt, bestehen (5 3 Abs 2 OEG), oder der Schaden gleich-
zeitig durch einen Arbeitsunfall verursacht ist (5 3
Abs & OEGiVm @ 5A1 Abs 1 Nr 2 RVO). Ansprüche aus der
gesetzlichen Krankenversicherung lassen die nach dem

OEG Jedoch nicht entfallen. Daneben regelt @65 BVG das
Ruben des Anspruchs. Aber auch in 5 65 Abs 3 BVG ist
der Anspruch auf Heilbehandlung aus der gesetzlichen
Krankenversicherung nicht als Ruhenstatbestand ange-
sprochen. Da somit die Ansprüche des Verletzten nach dem
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'OEG/BVG neben dem Anspruch auf Heilbehandlung aus der Kranken-

versicherung stehen, ist 5 19 BVG für die Erstattungs-
und Ersatzleistung heranzuziehen.

Die Beteiligungsfähigkeit der Krankenkasse ist auch nicht

lediglich auf das Verwaltungsverfahren beschränkt. Das
BSG hat vielmehr aus der Beteiligung im Verwaltungsver—

fahren ein eigenes Klagerecht abgeleitet (BSGE 34, 289,

290; Urteil vom 17. November 1981 - 9 RVg 2/81 -)‚ um
die Krankenkasse in die Lage zu versetzen, die erforder—

liche Anerkennung der Schädigungsfolgen für ihren Ersatz-

anspruch zu erwirken°

Das SG, das die Klage wegen fehlender Klagebefugnis

abgewiesen hat, hat keine Feststellungen zu dem Tatbestand

des rechtswidrigen tätlichen Angrif■ä getroffen. Der er—
kennende Senat ist deshalb nicht in der Lage, abschließend

über die Sache zu entscheiden. Daher muß das angefochtene

Urteil aufgehoben und die Sache zur Nachholung dieser Fest—

stellungen an das SG zurückverwiesen werden (€ 170
Abs 2 Satz 2 SGG).

Für einen ausdrücklichen Urteilsausspruch, der fest-

stellt, daß der Klägerin eine Klagebefugnis zusteht,

fehlt das Rechtsschutzbedürfnis. Diese Feststellung

folgt bereits aus der Aufhebung des Urteils des SG.

Die Kostenentscheidung bleibt dem SG vorbehalten.
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